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S t e u e r -  u n d  A r b e i t s r e c h t  
 
Diskriminierung 
Entschädigung bleibt steuerfrei 
 
Eine Verkäuferin wehrte sich gegen ihre Kündigung „aus personenbedingten Gründen“. Weil sie zu 30 % 
körperlich behindert war, sah sie in der Kündigung eine Diskriminierung. Diese sei gemäß 
Antidiskriminierungsgesetz nicht zulässig. Vor dem Arbeitsgericht einigten sich beide Seiten in einem Vergleich 
auf 10.000,00 EUR Entschädigung, das Arbeitsverhältnis wurde einvernehmlich beendet. Daraufhin forderte 
das Finanzamt allerdings Steuer auf die Entschädigung. Doch auch gegen die Steuerzahlung wehrte sich die 
Frau mit Erfolg: Schadensersatz des Arbeitgebers wegen Mobbings, sexueller Belästigung oder wie in diesem 
Fall Diskriminierung sei kein Ersatz für entgangenen Arbeitslohn entschied das Finanzgericht Rheinland-Pfalz. 
Damit falle auf die Entschädigung in diesem Fall auch keine Steuer an (5 K 1594 14, noch nicht rechtskräftig). 
 
 

E r b r e c h t  u n d  E r b s c h a f t s t e u e r r e c h t  
 
Wirksamkeit eines nur noch als Fotokopie vorhandenen Testaments; Testamentsauslegung zur 
Einsetzung der Enkel als Ersatzerben; Widerruf eines Testaments durch Vernichtung 
 

1.  zu den Voraussetzungen, unter denen allein noch vorhandenen Fotokopien eines wirksamen 
Testaments zugrunde liegen 

2. zur Testamentsauslegung dahingehend, dass das vom Erblasser und seiner (vorverstorbenen) Ehefrau 
angesammelte Vermögen im Erbgang die Folgegeneration überspringt und unmittelbar (als vom 
Testierenden eingesetzte Ersatzerben) den quotenmäßig gleich zu behandelnden Enkeln 
(unterschiedliche Zahl von Kindern aller drei Töchter) zu Gute kommen soll. 

3. bei der Frage, ob ein Testament vom Erblasser durch Vernichtung widerrufen worden ist, lässt sich der 
Gesichtspunkt, dass die Anforderungen an den Nachweis einer Vernichtungshandlung nicht zu hoch 
angesetzt werden dürfen, falls sich das später verschwundene Original bis zuletzt im „Gewahrsam“ des 
Erblassers befand und Anzeichen für Handlungen eines Dritten fehlen, nicht heranziehen, wenn der 
Erblasser in den Jahren vor seinem Tod nicht in einer gegenüber Dritten weitestgehend geschützten 
Sphäre wie einer privaten Wohnung, sondern zunächst in einer Seniorenresidenz und hernach in 
einem Pflegeheim gewohnt hat (OLG Düsseldorf, Beschluss vom 16.11.2016 – I – 3 Wx 250/15). 

 
 
Anfechtung der Erbausschlagung 
 
Der Irrtum eines potentiellen Erben über die Zugehörigkeit eines Gegenstandes bzw. einer Forderung zum 
Nachlass (hier: Schmerzensgeldansprüche der Erblasserin aufgrund ihrer im Zusammenhang mit dem 
Abschluss eines Flugzeugs erlittenen Todesangst) kann zur Anfechtung der Erbausschlagung berechtigen, 
wenn sich der Irrtum auf wertbildende Faktoren besonderen Gewichts bezieht, denen im Verhältnis zur 
gesamten Erbschaft eine erhebliche und für den Wert des Nachlasses wesentliche Bedeutung zukommt (OLG 
Düsseldorf, Beschluss vom 16.11.2016 – I – 3 Wx 12/16). 
 
 



 
 
Zur Sittenwidrigkeit eines Erbverzichts 
 
Die Sittenwidrigkeit eines Erbverzichts und damit dessen Unwirksamkeit kann sich aus der gebotenen 
Gesamtwürdigung mit dem Verzicht zugrunde liegenden schuldrechtlichen Vereinbarung ergeben. Das ist 
insbesondere der Fall, wenn die getroffenen Vereinbarungen ein erhebliches Ungleichgewicht zu Lasten des 
Verzichtenden ausweisen (OLG Hamm, Urteil vom 08.11.2016 – 10 U 36/15). 
 
 
Sozialhilfe – Keine Sonderrechtsnachfolge 
 

1. Sozialhilfeansprüche sind wegen ihres höchst persönlichen Charakters nicht vererblich und sie gehen 
nicht auf den Sonderrechtsnachfolger über, soweit mit dem Ableben die Hilfebedürftigkeit 
gegenstandslos wird; denn dann würde die Leistung nach dem Tod des Hilfesuchenden nicht mehr der 
Erfüllung des mit ihr verfolgten Zwecks dienen, weil eine etwa vorhanden gewesene Notlage in der 
Person des (verstorbenen) Hilfebedürftigen sich nicht mehr im Nachhinein nach dem Tod des 
Hilfesuchenden beheben lässt.  

 
2. Dies gilt auch, wenn der Anspruch vor dem Tod rechtshängig gemacht wurde, da dies nicht die 

höchstpersönliche Natur des Anspruchs verhindert. 
 

3. Bei der Rechtsnachfolge in Ansprüche aus der Sozialhilfe sind nur Sonderrechtsnachfolger 
gerichtskostenprivilegiert; Erben sind keine Sonderrechtsnachfolger und damit nicht kostenprivilegiert, 
sie trifft die Gerichtskostenpflicht (LSG München, Urteil vom 22.11.2016 – L 8 SO 205/15). 
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